
SAMSTAG, 12. AUGUST 2023 WIRTSCHAFT 19

Bei der Beliebtheit liegt der Friseurberuf vorne.
Die Zahl der Lehrlinge aber hat sich in 10 Jahren
halbiert. Warum weniger Betriebe ausbilden.

REGINA REITSAMER

SALZBURG. Beim Image hat man
kein Problem. Der großen Mehrheit
der Österreicher ist der Friseurbe-
such so wichtig, dass man nicht da-
rauf verzichten möchte. Mehr als 74
Prozent sehen das Image des Berufs
laut einer jüngsten Umfrage positiv.
Selbst auf die Frage, ob sie sich
selbst den Job vorstellen könnten,
antworten noch vergleichsweise
viele – nämlich 16 Prozent – mit Ja.

Die Realität aber, sagt Gottfried
Kraft, Geschäftsführer von Öster-
reichs größter Friseurkette Klipp,
sei deutlich düsterer. Die Zahl der
Lehrlinge hat sich in den vergange-
nen zehn Jahren mehr als halbiert.
Bildete die Branche 2010 noch über
4800 Lehrlinge aus, waren es im
Vorjahr nicht einmal mehr 2000.
Das liege nicht nur daran, dass an-
gesichts eines vergleichsweise nied-
rigen Gehalts immer weniger Ju-
gendliche für den Friseurberuf zu
begeistern seien. Auch immer weni-
ger Betriebe würden Lehrlinge aus-
bilden. Denn stark im Steigen sei
zuletzt nicht nur die Zahl der Ein-
frauunternehmen, sondern auch
jene der Barbershops, Herrenfri-
seure meist mit Migrationshinter-
grund. Und die bildeten meist
keine Lehrlinge aus. Anders als die
Zahl der Lehrlinge ist die Zahl der
Betriebe gestiegen. Waren es laut
Daten der Wirtschaftskammer 2010
noch 7084 aktive Mitglieder, zählte
man im Vorjahr 9625. „Das bedeutet
aber auch, dass wir uns – wenn es
so weitergeht – selbst abschaffen“,

sagt Kraft. Denn nur wer
eine Lehre macht, kann

Friseurin oder Friseur
werden.

Bei Klipp habe man die
Konsequenzen gezogen –

und zahlt seit heuer deutlich
mehr. Statt der KV-Erhöhung von

9 Prozent habe man die Gehälter
der 1300 Klipp-Mitarbeiterinnen
um etwa 18 Prozent erhöht, sagt
Kraft. All jene, die länger als sechs
Jahre im Betrieb sind, lägen damit
bereits deutlich über 2000 Euro
brutto im Monat, dazu kämen Prä-
mien und Trinkgeld. Auch den
Lehrlingen zahle man mehr. Statt
700 sind es im ersten Lehrjahr 800
Euro, 1300 Euro statt 1080 im drit-
ten Lehrjahr. Die Zahl der Lehrlinge
habe man heuer auf 168 steigern

„Wer 10 Euro
verlangt, muss
betrügen.“
Gottfried Kraft,
Klipp-Geschäftsführer

können, 200 sollen es in den kom-
menden Jahren sein.

Das Umfeld in der Branche sei zu-
letzt rauer geworden. Zwar habe das
Welser Familienunternehmen Klipp
im Vorjahr wieder die Umsätze der
Vorcoronazeit erreicht. In den ös-
terreichweit 164 Filialen setzte man
rund 50 Mill. Euro um. Höhere Prei-
se durchzusetzen werde aber schwie-
riger. Der Anteil der Schwarzarbeit
in der Branche wird seit Langem auf
etwa 40 Prozent geschätzt. Dazu
kämen zuletzt Dumpingpreise der
neuen Konkurrenten. „Wenn Bar-
bershops den Herren-Haarschnitt
um 10 bis 15 Euro anbieten, stimmt
irgendetwas nicht. Wenn man alle
Steuern und Sozialabgaben zahlt,

geht sich das nicht aus“, sagt Kraft.
Angesichts der Kleinheit der Betrie-
be werde seitens der Finanzpolizei
hier wohl wenig hingeschaut.

60 bis 70 Prozent des Umsatzes
flössen bei einem Friseur in die
Lohnkosten. Um die erhöhen zu
können, habe man bei Klipp im Jän-
ner die Preise dennoch um zehn
Prozent erhöht. Denn das ver-
gleichsweise geringe Gehalt sei im-
mer noch der Hauptgrund, der bei
Umfragen als Argument gegen den
Friseurberuf angegeben wird (79
Prozent). Gefolgt im Übrigen vom
Thema „schwierige Kunden“ mit 54
Prozent. Die Aggressivität sei in der
Coronazeit höher geworden, sagt
Kraft. „Beim Kontrollieren des Grü-
nen Passes wurden unsere Mitar-
beiterinnen teils tätlich angegriffen
und bespuckt.“ Auch darauf habe
man reagiert und biete während der
Lehre bereits Coachings für den
Umgang mit „anspruchsvollen Kun-
den“, wie man sie lieber bezeichnet.

Erschweren würde die Personal-
situation auch weiter das Thema
Kinderbetreuung. Bei 1300 Mitar-
beitenden, zumeist Frauen, seien
pro Jahr an die 100 in Karenz. Die
zurückzugewinnen sei – gerade in
ländlichen Regionen – angesichts
mangelnder Betreuungsmöglich-
keiten extrem herausfordernd.

Gerichte stellen Mieterhöhungen infrage
Zwei Indexklauseln rechtswidrig – Rechtsanwaltskanzlei will Sammelklage einbringen.

WIEN. Die automatischen Mieterhö-
hungen wegen Indexklauseln ein-
bremsen: Gelingt nun über Gerich-
te, wozu sich die Bundesregierung
nicht durchringen konnte? Urteile
des Obersten Gerichtshofs, die die
Arbeiterkammer angestrengt hat,
weisen jedenfalls in diese Richtung.
Zwei Klauseln in den Mietverträgen
wurden für unzulässig erklärt. Die
erste besagt, dass schon in den ers-
ten zwei Monaten des Mietverhält-
nisses eine Mieterhöhung möglich
ist. In der zweiten wird ein Datum
für den Start der Wertanpassungen
fixiert, das vor den Mietabschluss
datiert ist. Ist eine Klausel im Ver-
trag rechtswidrig, so fällt die gesam-
te Indexierung – auch rückwirkend.

Die Wiener Rechtsanwaltskanz-
lei Peschel sammelt nun Betroffene

für eine Sammelklage. Anwalt Oli-
ver Peschel spricht von einer „Miet-
preisbremse für Hunderttausende
Mieterinnen und Mieter“, die nun
möglich werde. Denn eine rechts-
widrige Klausel bedeute, „dass in
derartigen Fällen nur der ursprüng-

lich vereinbarte Mietzins Gültigkeit
hat. Die zu viel bezahlte Miete kann
für alle betroffenen Jahre zurückge-
fordert werden und es darf auch zu-
künftig nur der ursprünglich ver-
einbarte Mietzins verlangt werden“,
sagt Peschel. Er betont, dass man

nur gegen gewerbliche und nicht
kleine private Vermieter vorgehen
wolle. Das seien Immobilienfonds,
Versicherungen, Banken oder große
Immobilienunternehmen.

Walter Rosifka, Wohnexperte in
der Arbeiterkammer Wien, gibt der-
artigen Klagen durchaus Chancen.
Die Branche habe bislang wenig
Sensibilität für die Vertragsklauseln
gehabt. Das falle Teilen der Branche
nun auf den Kopf. Zur Zahl der be-
troffenen Mietverträge will er sich
derzeit aber ebenso wenig festlegen
wie zu den Chancen einer Durch-
setzung. Die Arbeiterkammer habe
noch Klagen laufen und wolle die
dortigen Entscheidungen abwar-
ten. Erst dann gebe es Klarheit. Ro-
sifka drängt auf generelle Reformen
im Mietrecht. Seine Forderung lau-

tet: Maximal eine Mieterhöhung
pro Jahr soll möglich und diese auf
zwei Prozent begrenzt sein.

Die Immobilienbranche beob-
achtet die Entwicklung mit Sorge,
hinterfragt aber die mögliche Sam-
melklage. Da werde der Eindruck
erweckt, dass Tausende Verträge
definitiv ungültig seien und die Be-
träge der letzten 30 Jahre zurück-
gefordert werden könnten. Doch es
sei „mehr als fraglich, dass der OGH
das wirklich im konkreten Einzel-
fall auch so entscheiden wird“. In
Fachkreisen seien die Auswirkun-
gen der Urteile höchst umstritten.
Denn die Sonderbestimmungen des
Mietrechts beschränkten die Rück-
forderbarkeit auf drei Jahre, so der
Österreichische Verband der Im-
mobilienwirtschaft (ÖVI).

ChatGPT erobert
den Arbeitsalltag
in den USA
WASHINGTON. Immer mehr An-
gestellte in den USA nutzen den
populären Chatbot ChatGPT, um
etwa E-Mails zu schreiben, Do-
kumente zusammenzufassen
und erste Recherchen durch-
zuführen. Mehr als ein Viertel
greift im Arbeitsalltag regelmä-
ßig auf die künstliche Intelligenz
(KI) zurück, zeigt eine am Freitag
veröffentlichte Onlineumfrage
von Reuters/Ipsos unter 2625
Personen. Nur ein Fünftel der
Firmen erlaubt explizit den Ge-
brauch solcher externen Tools.
Zehn Prozent der Befragten ga-
ben an, ihre Chefs hätten diese
ausdrücklich verboten, ein Vier-
tel war nicht sicher. Zahlreiche
Unternehmen agieren vorsichtig
mit KI. SN, APA
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„Sonst
schafft

sich die
Branche

selbst ab“

Zahl der tatsächlich
betroffenen Verträge
ist noch unklar
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